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Die Bundesregierung begrüßt die Große Anfrage 
zur Stromversorgung der deutschen Wirtschaft, 
Diese Anfrage gibt ihr eine willkommene Gelegen- 
heit, dem Parlament und einer größeren Öffentlich- 
keit die in der Elektrizitätswirtschaft anstehenden 
Probleme darzulegen. 

Im Blickpunkt der öffentlichen Kritik an der 
Stromversorgung der deutschen Wirtschaft stehen 
in erster Linie die Strompreise. Das gilt vor allem 
für die Stromabgabepreise, aber auch für die An- 
kaufspreise der Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men für Strom aus industriellen Eigenanlagen. 

Die Preisgestaltung in der Elektrizitätswirtschaft 
muß im Zusammenhang mit der Struktur und der be- 
sonderen Wettbewerbssituation der Elektrizitäts- 
wirtschaft gesehen werden. Kennzeichnend für die 
deutsche Elektrizitätswirtschaft ist eine Vielzahl von 
Versorgungsunternehmen mit einer Quasi-Monopol- 
stellung in den von ihnen versorgten Gebieten. 
Diese Quasi-Monopolstellung, die nur in begrenztem 
Umfang durch Substitutionswettbewerb mit anderen 
Energieträgern beeinträchtigt wird, geht auf die 
Leitungsgebundenheit der Elektrizität zurück. Sie 
wird dadurch noch erheblich verstärkt, daß die Ver- 
sorgungsunternehmen gegen den Bau unerwünsch- 
ter Konkurrenzleitungen durch das Eigentum an den 
dafür benötigten Wegen und durch — rechtlich 
sanktionierte — wettbewerbsbeschränkende Demar- 
kations- und Konzessionsverträge geschützt sind. 


Die Quasi-Monopolstellung ermöglicht von der 
Marktposition her eine Preisgestaltung oberhalb des 
Konkurrenzpreisniveaus und begünstigt damit zu- 
gleich auch das Fortbestehen der bisherigen Struktur 
dieses Wirtschaftszweiges. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Auflockerung der Monopolstellung der Elektrizitäts- 
versorgung die Stromversorgung der deutschen 
Wirtschaft bessern und zugleich zu einer Lösung der 
Strukturprobleme beitragen könnte. Die dazu not- 
wendige Belebung des Wettbewerbs soll mit einer 
Aufhebung des generellen Rechtsschutzes für Demar- 
kationsverträge eingeleitet werden. Auch eine er- 
weiterte Transparenz der Strompreise sowie der Ein- 
kaufspreise der Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men für Strom aus industriellen Eigenanlagen würde 
den Wettbewerb intensivieren. 

Aber selbst eine in dieser Weise aufgelockerte 
Monopolstellung der Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen verlangt eine wirksame Mißbrauchsaufsicht 
wie eine den heutigen Gegebenheiten angepaßte 
staatliche Preisaufsicht. 

Durch eine Kombination der beiden aufgezeigten 
Maßnahmen könnte nach Auffassung der Bundes- 
regierung eine befriedigende Lösung der Preis- und 
Strukturprobleme in der Elektrizitätswirtschaft er- 
reicht werden. Den äußeren Rahmen für diese Maß- 
nahmen bietet das Energiewirtschaftsgesetz, das 
entsprechend neu gestaltet werden soll. 
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Die einzelnen Fragen beantwortet die Bundesre- 
gierung wie folgt: 

1. Welche Unterschiede bestehen in dem Strompreis- 

Niveau für gewerbliche und private Verbraucher 

a) innerhalb der Bundesrepublik, 

b) innerhalb Europas, 

c) gegenüber den USA? 

Zu a) 

Private Verbraucher (Haushaltabnehmer) werden 
nach öffentlich bekanntgegebenen allgemeinen Tari- 
fen, gewerbliche Verbraucher zum Teil ebenfalls 
nach allgemeinen Tarifen (gewerbliche Tarif abneh- 
mer), zum Teil nach Sonderverträgen (Sonderabneh- 
mer) beliefert. 

Die von den Verbrauchern zu zahlenden Strom- 
preise setzen sich in der Regel aus zwei Preiskom- 
ponenten zusammen: einem Grund- oder Leistungs- 
preis und einem Arbeitspreis je abgenommene Kilo- 
wattstunde. Der sich daraus ergebende Durchschnitts- 
preis je Kilowattstunde ist also von der verbrauch- 
ten Strommenge abhängig; ein Strompreisvergleich 
kann daher nur in der Weise vorgenommen wer- 
den, daß die durchschnittlichen Strompreise für be- 
stimmte typische Abnahmeverhältnisse einander ge- 
genübergestellt werden. 

Für die Haushaltabnehmer hat die Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) in ihrer 
Übersicht über die allgemeinen Tarife nach dem 
Stand vom 1. Januar 1968 durchschnittliche Strom- 
preise für eine Vierraumwohnung bei einem Strom- 
verbrauch von 100 kWh und von 250 kWh je Mo- 
nat ermittelt. Sie liegen bei einem Verbrauch von 

100 kWh/Monat zwischen 12 und 17 Pf/kWh, 

250 kWh/Monat zwischen 9 und 13 Pf/kWh. 

Dazu ist zu bemerken, daß bei einem Verbrauch von 
100 kWh je Monat 82 % der Abnehmer zwischen 
13 und 15 Pf/kWh, bei einem Verbrauch von 250 
kWh/Monat 75 % der Abnehmer zwischen 9 und 
11 Pf/kWh zahlen. 

Die für die Beantwortung der hier aufgeworfenen 
Frage erforderliche regionale Aufgliederung der 
Strompreisunterschiede geht aus der VDEW-Tarif- 
übersicht nicht hervor. Für die Sonderabnehmer liegt 
keinerlei aktuelles Material über die Höhe der 
Strompreise vor. Zur Darstellung von Strompreis- 
unterschieden innerhalb der Bundesrepublik werden 
daher die Durchschnittserlöse der Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen aus der gesamten Stromab- 
gabe an Sonderabnehmer, gewerbliche Tarifabneh- 
mer und Haushaltabnehmer herangezogen. Aus sol- 
chen Durchschnittserlösen darf jedoch nicht ohne 
weiteres auf die tatsächlichen Strompreise geschlos- 
sen werden, denn Durchschnittserlöse ergeben sich 
aus den Strompreisen einer Vielzahl von Abneh- 
mern mit den unterschiedlichsten Abnahmebedingun- 
gungen. 

Aus der Stromabgabe an gewerbliche Sonderab- 
nehmer der hoch- und niederspannungsseitig ver- 


sorgten Gruppen Industrie, Handel und Gewerbe 
(84 % der gesamten Stromabgabe an gewerbliche 
Verbraucher), gewerbliche Tarifabnehmer und an 
Haushaltabnehmer ergeben sich für das Jahr 1967 
folgende Durchschnittserlöse: 


Land*) 

gewerbliche 

Verbraucher 

Haus- 

halt- 

abneh- 

mer 

Pf/kWh 

Sonder- 

abneh- 

mer 

Pf/kWh 

Tarif- 

abneh- 

mer 

Pf/kWh 

Schleswig-Holstein 

9,31 

17,52 

14,68 

Niedersachsen 

8,83 

15,10 

13,85 

Nordrhein- Westfalen 

6,30 

15,90 

12,13 

Hessen 

8,28 

17,51 ! 

14,89 

Rheinland-Pfalz 

7,91 

16,03 

13,17 

Baden-Württemberg . . 

7,89 

15,95 

12,99 

Bayern 

7,15 

17,28 

14,10 

Saarland 

6,54 

16,64 

13,01 

Bundesgebiet 

7,24 

16,46 

13,05 


*) Die Erlöse für die Stadtstaaten sind aus Gründen der 
Geheimhaltungspflicht für Einzelangaben (§ 12 Stati- 
stikgesetz) hier nicht aufgeführt. Sie sind jedoch bei 
der Ermittlung des Durchschnittserlöses für das Bun- 
desgebiet berücksichtigt. 

Quelle: Amtliche statistische Jahreserhebung in der 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung des Bun- 
desgebietes im Jahr 1967 (z. T. unveröffent- 
licht) 

Werden auch die Werte für die Stadtstaaten Ber- 
lin, Bremen und Hamburg berücksichtigt, so beträgt 
im Bundesgebiet der Unterschied zwischen den höch- 
sten und den niedrigsten Durchschnittserlösen aus 
der Stromabgabe an gewerbliche Sonderabnehmer 
5,26 Pf/kWh, an gewerbliche Tarifabnehmer 2,81 
Pf/kWh, an private Verbraucher 3,86 Pf/kWh. 

Die Strompreise für Sonderabnehmer fallen ten- 
denziell von Osten nach Westen. Doch ist das 
Strompreisniveau weder in den östlichen noch in 
den westlichen Versorgungsgebieten einheitlich, und 
das Ost-West-Gefälle ist auch nicht gleichmäßig. 

Für die gewerblichen Tarifabnehmer und die 
Haushaltabnehmer läßt sich eine Aussage über die 
regionale Tendenz der Strompreise nicht treffen. 


Zu b) 

Einziges aktuelles Vergleichsmaterial für die 
Strompreise in der EWG sind Angaben über die 
Durchschnittserlöse für die Stromabgabe an Hoch- 
spannungsabnehmer (das ist die Masse der Sonder- 
abnehmer) und an Niederspannungsabnehmer (in 
der Masse Tarif abnehmer). Hiernach sind in den 
einzelnen Mitgliedsländern im Jahre 1967 folgende 
Durch schnitt seriöse erzielt worden: 
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Hoch- Nieder- 



Land 


Spannung Spannung 


: Pf/ ! 0/ Pf/ 

| kWh ! /0 kWh 

Bundesrepublik i 


Deutschland 7,10 100 14,04 100 

Belgien 7,16 101 \ 19,68 140 

Frankreich 5,64 79 i 17,88 127 

Italien 6,28 88 I 14,96 106 

Luxemburg ! 6,40 90 15,16 108 

Niederlande *) ; 5,80 82 10,48 74 


*) Werte für 1966 

Quelle: Energiestatistiken der einzelnen Länder, um- 
gerechnet nach amtlichen Währungsparitäten 

Aus einem im Auftrag der EWG-Kommission im 
Jahre 1962 durchgeführten Strompreisvergleich für 
den Bereich der EWG ergibt sich unter Berücksichti- 
gung der inzwischen eingetretenen Strompreisände- 
rungen *) : 

1. Die Strompreise für gewerbliche Sonderabneh- 
mer mit geringerem Leistungsbedarf und gerin- 
gerer Benutzungsdauer — also für kleine und 
mittlere industrielle sowie größere gewerbliche 
Abnehmer — und für gewerbliche Tarifabneh- 
mer liegen in der Bundesrepublik höher als in 
den übrigen EWG-Ländern, wenn auch zum 
Teil nur geringfügig. 

2. Bei Sonderabnehmern mit größerem Leistungs- 
bedarf und höherer Benutzungsdauer liegen die 
Verhältnisse umgekehrt. Derartige Abnehmer, 
und hier insbesondere stromintensive Betriebe, 
zahlen im Bundesgebiet zumeist -niedrigere 
Strompreise als in anderen europäischen Län- 
dern 2 ). 

3. Die Strompreise für Haushaltabnehmer sind in 
der Bundesrepublik, von den Niederlanden abge- 
sehen, die niedrigsten in der EWG. 

Zu c) 

Die in den USA von den Abnehmern zu zahlenden 
Strompreise liegen — zum Teil beträchtlich — unter 
denen in der Bundesrepublik. Folgende Durch- 
schnittserlöse wurden von den Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen aus der Stromabgabe an die in 

9 Seit 1962 haben sich die Strompreise in den Mitglied- 
staaten der EWG recht unterschiedlich entwickelt. 
Während sie in der Bundesrepublik Deutschland stabil 
geblieben sind [vgl. Antwort auf Frage 2 unter 2 b) ] , 
sind sie in den übrigen EWG-Staaten nicht unbeträcht- 
lich gestiegen, in Frankreich um fast 20 °/o. 

-’) Im Bundesgebiet entfallen allein auf die — vom EWG- 
Strompreisvergleich nicht erfaßte — Gruppe der Größt- 
abnehmer mit einem Leistungsbedarf von mehr als 
10 000 kW, die besonders niedrige Strompreise haben, 
etwa 40 °/o des gesamten Strombezugs der Industrie. 


der Tabelle genannten Abnehmergruppen im Jahr 
1967 erzielt: 


Abnehmergruppen 

Haushaltabnehmer 

Gewerbliche Tarifabnehmer . . . 
Gewerbliche Sonderabnehmer . . 


; usa ■) 

I BRD 

! Pf/kWh 

1 Pf/kWh 

8,68 

13,05 

| 8,16 

16,46 

3,60 

7,24 


*) Umrechnung nach der amtlichen Währungsparität 

Quellen: Statistical Year Book of the Electrical 
Utility Industry, Hrsg. Edinson Electric In- 
stitute, New York 1967 
Die Elektrizitätswirtschaft in der Bundes- 
republik Deutschland im Jahr 1967, Statisti- 
scher Bericht des Referats Elektrizitäts- 
wirtschaft im Bundesministerium für Wirt- 
schaft, in: Elektrizitätswirtschaft, Jg. 67 
(1968), S. 449 ff. 

Die Aussage der in der Tabelle dargestellten 
Durchschnittserlöse wird dadurch beeinträchtigt, daß 
die anders gearteten Abnahmeverhältnisse in den 
USA mit den deutschen Abnahmeverhältnissen nicht 
vergleichbar sind. So liegt in den USA der durch- 
schnittliche Stromverbrauch je Abnehmer und Jahr 
wesentlich höher als in der Bundesrepublik. Fol- 
gende Zahlen mögen dies verdeutlichen: 

Durchschnittlicher Stromverbrauch je Abnehmer 
im Jahr 1967 


Abnehmer- 

gruppen 

BRD 

kWh I 

USA 

kWh 


Haushalt 

1 560 

5 600 (1 

3,6) 

Handel und 
Gewerbe .... 

4 700 

30 000 (1 

: 6,4) 

Industrie 

1 200 000 

15 000 000 (1 

: 12,5) 


Quellen: VDEW, Die öffentliche Elektrizitätsversor- 
gung 1967 

Statistical Year Book of the Electrical 
Utility-Industry, Hrsg. Edison Electric Insti- 
tute, New York 1967 

Legt man dem Strompreisvergleich in den einzel- 
nen Gruppen den durchschnittlichen Stromverbrauch 
deutscher Abnehmer zugrunde, so liegen die Strom- 
preise der beiden Länder nicht weit auseinander. Die 
Preisunterschiede betragen dann für Handel und Ge- 
werbe sowie Industrie weniger als 1 Pf/kWh; Haus- 
haltabnehmer zahlen in den USA sogar etwas 
höhere Preise als in der Bundesrepublik. 

2. Welche Gründe bestehen für die Strompreisunter- 
schiede und welchen Einfluß haben sie auf 

a) die optimale technische Rationalisierung in der 
Bundesrepublik, 

b) die Wettbewerbsfähigkeit der stromverbrau- 
chenden Wirtschaft innerhalb der Bundesrepu- 
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blik, in der EWG und darüber hinaus auf den 
Weltmarkt, 

c) die Wirtschaftsstruktur in den betroffenen Ver- 
sorgungsgebieten und auf die Strukturförde- 
rungsmaßnahmen? 


Süddeutschland sehr ausgeprägt ist, sowie die 
häufig anzutreffenden mehrstufigen (d. h. verti- 
kal über mehrere Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehmen erfolgenden und sich dadurch verteuern- 
den) Stromlieferungen haben in der Vergangen- 


1. Gründe für die Strompreisunterschiede 

a) Wegen der im Elektrizitätsbereich vorherrschen- 
den Monopolversorgung werden die Strompreise 
nicht marktwirtschaftlich gebildet. Sie werden in 
der Praxis weitgehend von den Erzeugungs- und 
Verteilungskosten bestimmt, die in der Bundes- 
republik etwa im Verhältnis 1 : 2 zueinander 
stehen. 

Die Stromerzeugungskosten liegen in der Bun- 
desrepublik zwischen 2,5 und 6,0 Pf/kWh, je 
nachdem, ob die elektrische Energie aus der 
Umwandlung von Wasserkraft, Braunkohle, Heiz- 
öl, Erdgas, subventionierter oder nicht subven- 
tionierter Steinkohle stammt und ob die Ausnut- 
zungsdauer der Kraftwerke hoch oder niedrig ist. 
Die durchschnittlichen Erzeugungkosten sind ge- 
genwärtig wegen des erheblichen Anteils nicht 
subventionierter Steinkohle an den Einsatz- 
energien relativ hoch. Sie werden sich mit zu- 
nehmender Verwendung von Heizöl und Kern- 
energie und dem Übergang zu immer größeren 
Kraftwerkseinheiten ermäßigen. Damit werden 
sich auch die Unterschiede in den durchschnitt- 
lichen Erzeugungskosten der einzelnen Versor- 
gungsunternehmen verringern. 

Die Unterschiede in den Stromverteilungskosten 
beruhen vor allem auf den sehr verschiedenen 
strukturellen Gegebenheiten in den einzelnen 
Versorgungsgebieten. So schwanken in der Bun- 
desrepublik z. B. von Versorgungsgebiet zu Ver- 
sorgungsgebiet 

— die Einwohnerdichte je km 2 zwischen 65 und 
5000 Einwohnern (Verhältnis 1 : 80), 

— der Durchschnitts verbrauch je Sonderabneh- 
mer zwischen 70 000 und 3,4 Millionen kWh 
(Verhältnis 1 : 50), 

— die Ausnutzungsdauer der Gesamtanlagen der 
einzelnen Versorgungsunternehmen zwischen 
3250 und 5600 Stunden je Jahr (Verhält- 
nis 1 : 1,7), 

— die Länge der Niederspannungsleitungen je 
Tarifabnehmer zwischen 5 und 65 m (Verhält- 
nis 1 : 13) und 

— die für den Absatz von 1 Million kWh erfor- 
derliche Leitungslänge zwischen 1,5 und 28 km 
(Verhältnis 1 : 18). 

Diese Gegebenheiten können von den Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen nicht beeinflußt 
werden. 

Zu erwähnen ist ferner die starke Zersplitterung 
in der Stromversorgung; es gibt noch etwa 3000 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, davon 
mehr als 2000 kleine und kleinste Unternehmen. 
Diese starke Zersplitterung, die besonders in 


heit zur Aufrechterhaltung relativ hoher Strom- 
preise und damit zu erheblichen Preisunterschie- 
den zwischen den Versorgungsunternehmen ge- 
führt. 

Diese Verhältnisse bessern sich durch Maßnah- 
men der Kartellbehörden, die die Unternehmen 
veranlassen, ihre Strompreise an niedrigere 
Preise benachbarter Versorgungsgebiete anzu- 
gleichen [vgl. die Antworten auf die Fragen 4 a) 
und 5 c)]. Soweit die niedrigeren Strompreise 
nicht kostendeckend sind, wird auf diese Weise 
zugleich der seit Jahren in Gang befindliche 
Prozeß der Konzentration in der Stromverteilung 
gefördert. 

b) Die Strompreisunterschiede gegenüber anderen 
westeuropäischen Ländern und den USA haben 
mannigfache Ursachen. 

Zunächst ist zu berücksichtigen, daß die Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmen in der Bundes- 
republik den einzelnen Abnehmern bei der Preis- 
gestaltung möglichst weitgehend die jeweiligen 
Kosten anlasten, die sie verursachen. Aus diesem 
Grunde sind die Strompreise für stromintensive 
Betriebe mit ihrer für das Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen günstigen Abnahmecharakte- 
ristik — hohe Benutzungsdauer der in Anspruch 
genommenen Leistung — sehr günstig. Auch die 
Haushaltabnehmer, deren größter Strombedarf 
vorwiegend in Zeiten geringerer Belastung der 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen fällt, sind 
für die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
gute Abnehmer. Sie tragen zu einer besseren 
Ausnutzung der Anlagen bei; die Haushaltstarife 
sind daher ebenfalls relativ günstig. 

Gewerbebetriebe und kleinere Industriebetriebe, 
die im Einschichtbetrieb arbeiten und eine relativ 
hohe Leistung benötigen, verursachen den Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen dagegen höhere 
Kosten und müssen daher auch relativ höhere 
Strompreise zahlen. 

Andere Länder, vor allem Frankreich, haben eine 
weniger an den Kosten der jeweiligen Abneh- 
mergruppe orientierte Preisgestaltung, was 
zwangsläufig zu den erwähnten Preisunterschie- 
den in den verschiedenen Abnahmebereichen 
zwischen Frankreich und der Bundesrepublik 
führt. 

Ferner bestehen erhebliche Unterschiede in den 
Erzeugungsbedingungen. Frankreich und Italien 
erzeugen etwa die Hälfte, die Schweiz rund 95 °/o 
und Österreich etwa 70% ihres Stroms aus billi- 
ger Wasserkraft, während in der Bundesrepublik 
nur rund 10% des Stroms aus Wasserkraft und 
rund 90% in Wärmekraftwerken mit zum Teil 
hohen Brennstoffkosten erzeugt werden. 

So beträgt der Preis für Steinkohle in den USA 
ab Zeche nur rund 20 DM/t, in der Bundesrepu- 
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blik dagegen mehr als 60 DM/t; etwa 40% der 
aus dem öffentlichen Netz abgegebenen elektri- 
schen Energie werden in der Bundesrepublik 
z. Z. aus Kohle zu diesem Preis erzeugt. 

Auch die Kosten der Stromverteilung sind in den 
USA relativ niedriger als in der Bundesrepublik. 
Das hängt vor allem mit dem in den USA im 
Durchschnitt wesentlich höheren Stromverbrauch 
je Abnehmer und Jahr zusammen [vgl. die 
Antwort auf die Frage 1 c) ] . Zudem wird in 
der Bundesrepublik im Interesse der Verbrau- 
cher ein hohes Maß an Sicherheit der Versor- 
gung für notwendig gehalten. Diese Sicherheit 
der Stromversorgung bringt einen erheblichen In- 
vestitionsaufwand mit sich, der über den Strom- 
preis bezahlt werden muß. 

Weiter bestehen für die Elekrizitätsversorgungs- 
unternehmen in den einzelnen Ländern unter- 
schiedliche wirtschaftliche Ausgangspositionen. 
Während den deutschen Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen benötigtes Kapital nur zur Ver- 
fügung gestellt wird, wenn es die marktübliche 
Rendite verspricht, erhielt z. B. die Electricite de 
France (EdF) vom französischen Staat laut ihren 
Jahresberichten allein in den letzten Jahren 
niedrig verzinsliche „Dotationen" (Zuweisungen) 
in Höhe von 

1,040 Mrd. F im Jahr 1965, 

1,125 Mrd. F im Jahr 1966, 

1,059 Mrd. F im Jahr 1967. 

Schließlich ist noch auf die Konzessionsabgabe 
hinzuweisen, die in dieser Form und wirtschaft- 
lichen Bedeutung in keinem der zum Vergleich 


im letzten Fall unter entsprechender Zurück- 
nahme der Eigenerzeugung in Wärmekraftwer- 
ken — weitgehend genutzt. 

Außenwirtschaftliche Hemmnisse für einen 
Stromaustausch mit benachbarten Ländern be- 
stehen nicht. 

2. a) Einflüsse der Strompreisunterschiede auf die 
Rationalisierung in der Bundesrepublik 

Rationalisierungsmaßnahmen sind in der Regel 
mit erhöhtem Stromverbrauch verbunden. Nur so- 
weit das der Fall ist, können Strompreisunterschiede 
von Bedeutung sein. 

Inwieweit Strompreisunterschiede bei der Ent- 
scheidung über Rationalisierungsinvestitionen eine 
Rolle spielen können, hängt vom Ausmaß dieser 
Unterschiede sowie davon ab, in welchem Umfange 
sie angesichts der Art der Rationalisierungsmaßnah- 
men und der damit verbundenen Einsparung bei an- 
deren Kostenfaktoren zu Buche schlagen. 

Das Ausmaß der Rationalisierung als Substitution 
der menschlichen Arbeitskraft durch elektrische 
Energie spiegelt sich in dem ständig steigenden 
Stromverbrauch je Arbeiterstunde wider. Während 
im Jahr 1955 je Arbeiterstunde 4,0 kWh verbraucht 
wurden, ist der Stromverbrauch im Jahre 1967 auf 
9,6 kWh je Arbeiterstunde angestiegen und dadurch 
mehr als verdoppelt worden. 

Die fortschreitende Rationalisierung in der deut- 
schen Wirtschaft zeigen überdies die folgenden 
Indexzahlen über die Entwicklung der industriellen 
Nettoproduktion und des Stromverbrauchs der In- 
dustrie: 



1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

I 1967 

! Industrie 

Nettoproduktion 

100 

103,0 

112,9 

119,2 

120,9 

117,6 

i Stromverbrauch der Industrie 

— gesamt (einschließlich Eigenerzeugung) 

100 

105,9 

114,3 

121,6 

126,8 

127,0 

— aus dem öffentlichen Netz 

100 

107,2 

118,7 

125,9 

130,9 

130,4 


Quellen : Statistisches Jahrbuch 1968 

Die Elektrizitätswirtschaft in der Bundesrepubik Deutschland im Jahr 1967, Statistischer Bericht des Refe- 
rats Elektrizitätswirtschaft im Bundesministerium für Wirtschaft, in: Elektrizitätswirtschaft, Ja. 67 (1968), 
S. 449 ff. 


herangezogenen Länder erhoben wird (vgl. Ant- j 
wort auf die Frage 7). 

Dagegen sind keine Anzeichen dafür ersichtlich, 
daß Strompreisunterschiede gegenüber den Nach- 
barländern auf nicht genutzten Einfuhrmöglich- 
keiten für billigeren Strom beruhen. Solche Mög- 
lichkeiten gibt es in nennenswertem Umfang nur 
für Strom aus Wasserkraft aus Österreich und 
der Schweiz. Sie werden sowohl aufgrund von 
langfristigen Verträgen als auch aufgrund kurz- 
fristiger günstiger Angebote insbesondere zu 
Zeiten starken Wasserdargebots — vor allem 


Danach sind von 1962 bis 1967 die Indexwerte 

— der Nettoproduktion um 17,6 %, 

— des gesamten Stromverbrauchs der Industrie um 
27 % und 

— des Stromverbrauchs der Industrie aus dem öf- 
fentlichen Netz um 30,4 % 

gestiegen. 

Ob die Rationalisierung in der deutschen Wirt- 
schaft bei günstigeren Strompreisen nicht noch stär- 
ker vorangeschritten wäre, bleibt offen. Dafür gibt 
es ebensowenig Anzeichen wie dafür, daß die Ra- 
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tionalisierung durch ungünstige Strompreise — ge- 
nerell oder auch in bestimmten Gebieten — behin- 
dert worden ist. Doch wird die Rationalisierung 
naturgemäß durch niedrige Strompreise gefördert, 
was nicht ausschließt, daß dieser Effekt durch an- 
dere Faktoren, die die Rationalisierung beeinflus- 
sen, überdeckt wird. 


i Anteil 
der 

: Strom- 

Industriegruppe kosten 

am 

| Umsatz 
I in v. H. 


Grundstoff- und Produktionsgüterindu- 
strien *) 

NE-Metallhütten. -Schmelzwerke und 

-Scheideanstalten 6,3 

Eisenschaffende Industrie 4,0 

Industrie der Steine und Erden .... 3,5 

Chemische Industrie 2,9 

Mineralölverarbeitung 1,7 

Investitionsgüterindustrien 

Elektrotechnische Industrie 0,9 

Eisen-, Blech- und Metallwarenindu- 

strie 0,9 

Maschinenbau 0,7 

Verbrauchgüterindustrien 

Glas- und feinkeramische Industrie . . 2,1 

Kunststoffverarbeitende Industrie ... 1,6 

Textilindustrie 1,5 

Lederverarbeitende Industrie 0,3 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien 
Molkerei und milchverarbeitende In- 
dustrie 0,5 

Margarine-Industrie 0,3 


*) In diesem Bereich kann der Anteil bei einzelnen Indu- 
striezweigen erheblich höher oder niedriger als die 
Durchschnittswerte sein. 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie D, Reihe 1 : 

Betriebe und Unternehmen der Industrie, 
I. Betriebe: Brennstoff- und Energieversor- 
gung 1967 

Erhebung der VDEW 


b) Einflüsse der Sirompreisunterschiede auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der stromverbrauchen- 
den Wirtschaft in der Bundesrepublik 

Der Strompreis ist einer unter vielen Kostenfak- 
toren. Zudem hat er für die einzelnen Wirtschafts- 
bereiche und Industriezweige unterschiedliches Ge- 
wicht. Die Auswirkungen günstiger oder ungünsti- 
ger Strompreise können daher durch Auswirkungen 
anderer Kostenfaktoren auf die Wettbewerbsfähig- 
keit der stromverbrauchenden Industrie kompen- 
siert und auch überkompensiert werden. 

Der durchschnittliche Anteil der gesamten Strom- 
kosten am Umsatz 1967 in ausgewählten, hier beson- 
ders interessierenden Industriezweigen ist aus neben- 
stehender Tabelle ersichtlich. 

Bei der gesamten verarbeitenden Industrie — 
darunter sind alle Wirtschaftszweige mit Ausnahme 
des Bergbaus, der seinen Strombedarf vorwiegend 
aus eigener Erzeugung deckt, erfaßt — haben nach 
einer Erhebung der VDEW die Kosten für den 
Strombezug aus dem Öffentlichen Netz im Jahr 1967 
durchschnittlich nur 1,2 °/o des Umsatzes betragen. 

Aus diesen Zahlen wird deutlich, daß die beste- 
henden Strompreisunterschiede für die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Industrie kein gene- 
relles Problem bedeuten können. Ein Problem kön- 
nen diese Unterschiede nur für Industriezweige dar- 
stellen, in denen die Betriebe einen relativ hohen 
spezifischen Stromverbrauch und damit auch einen 
hohen Stromkostenanteil haben. 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit strom- 
intensiver deutscher Betriebe ist vom Strompreis 
her eher günstig beeinflußt, weil diese Betriebe mit 
ihrem größeren Leistungsbedarf und hoher Benut- 
zungsdauer — wie in der Antwort auf die Frage 1 
bereits zum Ausdruck kommt — niedrigere Strom- 
preise zahlen als vergleichbare Betriebe in den an- 
deren EWG-Staaten. 

Für den Wettbewerb stromintensiver deutscher 
Betriebe untereinander verlieren regionale Strom- 
preisunterschiede — und damit auch die Wettbe- 
werbsnachteile solcher Betriebe mit weniger gün- 
stigen Strompreisen — an Bedeutung. Die Strom- 
preise sind nämlich in der Bundesrepublik, im Ge- 
gensatz zu anderen Kostenfaktoren ( und auch im 
Unterschied zu anderen Staaten) in den letzten Jah- 
ren stabil geblieben. Folgende Indexzahlen für die 
Strompreise der hoch- und niederspannungsseitig 
versorgten Sonderabnehmer mögen dies verdeut- 
lichen: 


j Hochspannung 
Niederspannung 


1958 

1960 

1962 ; 

1 <*5 1 

1964 

1966 

1967 

1968 

103,0 

101,9 

100,0 

98,8 

100,7 

100,5 

97,4 * 

104,3 

102,0 

100,0 

99,1 

100,5 

100,4 

97,5 *; 


*) Die Unterschiede zwischen den Jahren 1967 und 1968 erklären sich im wesentlichen aus der Einführung des Mehr- 
wertsteuersystems und dem damit verbundenen Übergang von Brutto- zu Nettopreisen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Reihe 3: Preise und Preisindices für industrielle Produkte 
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Die Konstanz der Strompreise in Verbindung mit 
der ständigen Verbesserung des Wirkungsgrades 
bei der Stromverwendung sowie die zum Teil er- 
heblichen Steigerungen bei anderen Kostenfaktoren 
haben bewirkt, daß der Stromkostenanteil an den 
Produktionskosten der Industrie — auch der strom- 
intensiven Betriebe — sinkende Tendenz hat, was 
um so bemerkenswerter ist, als die absoluten Strom- 
kosten in vielen Fällen durch verstärkten Einsatz 
elektrischer Energie im Rahmen der Rationalisierung 
und Automatisierung ansteigen. 

Im übrigen zeigt die Außenhandelssituation, daß 
die deutsche Industrie — sicherlich nicht zuletzt 
dank ihres Rationalisierungsgrades — auf den Aus- 
landsmärkten wie auf dem Inlandsmarkt eine gute 
Wettbewerbsposition hat. 

c) Einflüsse der Strompreisunterschiede auf die 
W irtschaftsstruktur in den betroffenen Versor- 
gungsgebieten und auf die Strukturförderungs- 
maßnahmen 

Es liegt nahe, daß sich die stromintensiven Indu- 
striezweige, für die die Stromkosten einen bedeuten- 
den Kostenfaktor darstellen, bevorzugt in denjeni- 
gen Versorgungsgebieten ansiedeln, in denen 
niedrige Strompreise geboten werden, sofern die 
niedrigen Strompreise nicht durch ungünstige andere 
Kostenfaktoren überkompensiert werden. 

Seit Jahren zeigt sich indessen eine Tendenz zur 
Angleichung der Strompreise, die sich in Zukunft 
in verstärktem Maße fortsetzen wird [vgl. Antwort 
auf die Frage 3 unter a)]. Das gilt auch für die 
Strukturförderungsgebiete. 

Wegen der Einflüsse der Strompreisunterschiede 
auf die Strukturförderungsmaßnahmen wird auf die 
Antwort auf die Frage 3 unter e) verwiesen, 
wiesen. 


3. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Antwort zu den Fragen 1 und 2? 

a) Die Bundesregierung widmet der Entwicklung 
der Strompreise innerhalb der Bundesrepublik 
und im Vergleich mit anderen westeuropäischen 
Staaten große Aufmerksamkeit. Im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft wird eine 
Untersuchung über die Strompreise in der Bun- 
desrepublik durchgeführt. Ferner beabsichtigt die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
einen neuen Vergleich der Strompreise in den 
EWG-Ländern anstellen zu lassen. Von diesen 
Untersuchungen werden Aufschlüsse über die 
Unterschiede in den Strompreisen unter Darle- 
gung der dafür bestimmenden Gründe erwartet. 
Darüber hinaus soll die Transparenz der Strom- 
preise für industrielle Sonderabnehmer verbes- 
sert werden [vgl. im einzelnen die Antworten 
zur Frage 5c)]. Die Strompreisunterschiede und 
ihre Gründe werden auf diese Weise besonders 
auch den industriellen Stromabnehmern deut- 
licher als bisher werden. Schon das dürfte auf 
eine Annäherung der regional unterschiedlichen 


Strompreise für die deutsche Wirtschaft hinwir- 
ken. 

Im übrigen wird die Bundesregierung die Be- 
mühungen der Kartellbehörden, im Rahmen der 
Mißbrauchsaufsicht bei nicht gerechtfertigten 
Stroinpreisunterschieden auf eine Ermäßigung 
überhöhter Strompreise hinzuwirken, im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten unterstützen [vgl. die 
Antworten auf die Fragen 4 a) und 5 c)]. 

Es steht zu erwarten, daß sich die Strompreise 
infolge dieser Maßnahmen weiter angleichen 
werden. Der Prozeß wird durch das Vordringen 
der Kernenergie begünstigt; die zur Zeit noch be- 
stehenden Unterschiede in den Erzeugungskosten 
werden dadurch zunehmend vermindert werden 
[vgl. die Antwort auf die Frage 1 a)]. 

b) Außerdem wird die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der besonderen Wettbewerbssituation 
der Elektrizitätswirtschaft auf die Strompreise 
untersuchen (vgl. im einzelnen die Antworten 
auf die Fragen 4 und 5). 

c) Die Bemühungen der Kartellbehörden um eine 
Angleichung der Strompreise wirken zudem kon- 
zentrationsfördernd [vgl. die Antwort auf die 
Frage 2 unter l.a)]. Die besonderen Vorteile 
einer stärkeren Zusammenfassung der Vielzahl 
von Unternehmen in der Elektrizitätsverteilung 
sind durch den damit verbundenen Übergang zu 
kostengünstigeren Versorgungsräumen gekenn- 
zeichnet, in denen eine bessere Durchmischung 
der Abnehmergruppen, eine höhere Ausnutzung 
der Anlagen sowie eine rationellere Netz- und 
Investitionsplanung eine Senkung der Strom- 
preise ermöglichen wird. Die Bundesregierung 
ist deshalb bemüht, etwaige Hemmnisse, die 
einer solchen Zusammenfassung entgegenstehen, 
soweit wie möglich aus dem Weg zu räumen. 

Nach § 6 b des Einkommensteuergesetzes können 
bereits jetzt die bei der Veräußerung von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften aufgedeckten stil- 
len Reserven steuerlich dadurch neutralisiert 
werden, daß sie auf bestimmte neu angeschaffte 
oder hergestellte Wirtschaftsgüter übertragen 
werden. Sie können auch auf neu angeschaffte 
Anteile an Kapitalgesellschaften übertragen wer- 
den, wenn die Transaktion volkswirtschaftlich be- 
sonders förderungswürdig und geeignet ist, die 
Unternehmensstruktur des Wirtschaftszweiges zu 
verbessern. Darüber hinaus sollen im Rahmen 
eines Gesetzes über Steuererleichterungen bei 
Änderung der Unternehmensform (Umwand- 
lungssteuergesetz), dessen Entwurf von der Bun- 
desregierung am 26. Juli 1968 dem Bundestag 
zugeleitet worden ist — Drucksache V/3186 — , 
generell u, a. die Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften, die Einbringung von Betrieben, Teilbe- 
trieben oder Mitunternehmeranteilen in eine 
Kapitalgesellschaft und der Zusammenschluß von 
Kapitalgesellschaften steuerlich erleichtert wer- 
den. Ob weitere Maßnahmen erforderlich sind, 
den Konzentrationsprozeß im wünschenswerten 
Umfang zu fördern und zu beschleunigen, wird 
die Bundesregierung prüfen. 
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d) Wegen der Schlußfolgerungen der Bundesregie- 
rung in der Frage der Konzessionsabgaben wird 
auf die Antwort zur Frage 7 verwiesen. 

e) Für den Bereich der regionalen Förderungsge- 
biete ist zur Verbesserung der Wirtschaftsstruk- 
tur eine Investitionszulage von 10 °/o vorgesehen. 
Die erforderliche Prüfung der Förderungswürdig- 
keit wird einen Überblick über die Zahl der an- 
siedlungswilligen Betriebe und deren Strombe- 
darf vermitteln. Durch das Zusammenwirken der 
Behörden mit den ansiedlungswilligen Industrie- 
betrieben und dem betroffenen Versorgungsun- 
ternehmen kann der künftige zusätzliche Strom- 
absatz und die damit verbundene bessere Aus- 
lastung der Stromerzeugungs- und -Verteilungs- 
anlagen von den Versorgungsunternehmen bei 
der Strompreisgestaltung berücksichtigt werden. 
Auf diese Weise wird den ansiedlungswilligen 
Betrieben, insbesondere solchen mit hohem 
Stromverbrauch, ein günstigerer Strompreis ge- 
boten werden können. Sollte dieser Weg noch 
nicht zu dem gewünschten Ziel führen, könnte in 
besonderen Fällen auch erwogen werden, über- 
gangsweise weitere Strukturhilfen aus dem Re- 
gionalen Förderungsprogramm zu geben. 

Insgesamt soll erreicht werden, daß die Ansied- 
lung von Betrieben mit größerem Strombedarf 
bei im übrigen guten Ansiedlungsbedingungen 
möglichst nicht an zu hohen Kosten der Strom- 
versorgung scheitert. 

Ziel aller dieser Maßnahmen kann es jedoch nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht sein, im ge- 
samten Bundesgebiet künstlich einheitliche Strom- 
preise herbeizuführen. Eine solche Maßnahme müßte 
zu Lasten derjenigen Versorgungsgebiete gehen, die 
heute niedrige Strompreise haben. Es geht vielmehr 
ganz allgemein darum, überhöhten Strompreisen 
entgegenzuwirken. 


4. Wie ist die Meinung der Bundesregierung über 

Vor- und Nachteile des 

a) Systems der Demarkations- und Konzessions- 
verträge, 

b) Systems der Wegebenutzung für jeweils ein 
oder mehrere Stromversorgungsunternehmen 
und, unter bestimmten Voraussetzungen, auch 
für Industrieunternehmen? 

Zu a) 

Demarkationsverträge 3 ) werden zwischen zwei 
oder mehreren Versorgungsunternehmen, Konzes- 
sionsverträge 4 ) zwischen Gebietskörperschaften — 
vornehmlich Gemeinden — und Versorgungsunter- 
nehmen abgeschlossen. Die beiden Vertragstypen 
sind nach Auffassung der Bundesregierung geson- 
dert zu behandeln und möglicherweise auch ver- 
schieden zu beurteilen. Die unterschiedslose Behand- 
lung und Beurteilung der beiden Vertragstypen in 
der bisherigen Diskussion unter der zusammenfas- 
senden Bezeichnung „Gebietsschutzverträge" wird 
der Sachlage nicht gerecht. 


Im einzelnen ist zu bemerken: 

L Zu dem System der Demarkationsverträge 

Der durch § 103 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen — GWB — (Bundes- 
gesetzbl. I 1966 S. 37 ff.) statuierte generelle Rechts- 
schutz für Demarkationsverträge ist wettbewerbs- 
politisch systemfremd, da Demarkationsverträge den 
Wettbewerb zwischen den beteiligten Versorgungs- 
unternehmen um die Belieferung von Stromabneh- 
mern ausschließen 5 ). Durchschlagende energiepoli- 
tische Gründe, die im Elektrizitätsbereich eine Bei- 
behaltung dieser Regelung oder ihre Übernahme 
in das Energiewirtschaftsgesetz erfordern, sind nicht 
ersichtlich. Eine Abgrenzung von Versorgungsge- 
bieten zwischen Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men ist volkswirtschaftlich nur von Interesse, wenn 
und soweit daraus eine verbesserte Stromversor- 
gung resultiert. Die Demarkation in einem solchen 
Fall rechtlich abzusichern, bedarf es nicht des gene- 
rellen Rechtsschutzes für Demarkationsverträge ge- 
mäß § 103 Abs. 1 Nr. 1 GWB. Das wäre — unter den 
tatbestandlichen Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 
GWB — auch dadurch möglich, daß die Kartellbe- 
hörde auf Antrag eine derartige Absprache als Ra- 
tionalisierungskartell erlaubt. 

Damit ist — volkswirtschaftlich gesehen — ein 
ausreichender Gebietsschutz für die Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen gewährleistet. Seine Ein- 
schränkung durch Aufhebung des generellen Rechts- 
schutzes für Demarkationsverträge würde auch die 
Anschluß- und Versorgungspflicht der Elektrizitäts- 
versorgungsunternehmen nicht in bedenklichem 
Maße berühren. Diese Verpflichtung besteht nach 
§ 6 des Energiewirtschaftsgesetzes für diejenigen 
Unternehmen, die ein „bestimmtes Gebiet" versor- 


:5 ) In ihnen verpflichtet sich mindestens einer der Ver- 
tragsbeteiligten, im Gebiet des (oder auch der oder 
eines der) anderen Vertragsbeteiligten keine Versor- 
gung zu betreiben. Ein nicht am Vertrag beteiligter 
Dritter wird durch derartige Vereinbarungen nicht an 
der Aufnahme und Durchführung einer Versorgung in 
einem der „demarkierten" Gebiete gehindert; die Ver- 
träge garantieren also nicht, daß die Versorgung des 
Gebietes auf den (oder die) begünstigten Vertrags- 
partner beschränkt bleibt. 

4 ) In ihnen stellt die Gebietskörperschaft dem Versor- 
gungsunternehmen die in ihrem Eigentum stehenden 
Verkehrswege zur Leitungsverlegung zur Verfügung 
und verpflichtet sich regelmäßig gleichzeitig, keinem 
anderen Versorgungsunternehmen ein gleiches Recht 
einzuräumen. Mit einer solchen Ausschließlichkeits- 
klausel bewirken die Verträge, daß das betreffende 
Gebiet nur durch das „konzessionierte" Unternehmen 
versorgt wird, denn eine Versorgung ohne Benutzung 
gemeindeeigener Wege ist schlechthin nicht möglich. 

5 ) Der Bundestag hat dem § 103 GWB seine jetzige Fas- 
sung erst in der Schlußphase der parlamentarischen 
Beratung des Gesetzes im Jahr 1957 gegeben, um das 
Gesetz im ganzen nicht durch eine weitere Diskussion 
schwieriger energierechtlicher Fragen zu verzögern. Er 
hat — wie auch in seiner Entschließung vom 4. Juli 
1957 bei Verabschiedung des Kartellgesetzes zum Aus- 
druck kommt — den generellen Rechtsschutz für 
Demarkationsverträge, wie übrigens auch für Konzes- 
sionsverträge mit Ausschließlichkeitsklausel, im Rah- 
men dieses Gesetzes nicht als Dauerlösung angesehen. 
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gen. Das „bestimmte Gebiet" im Sinne dieser Vor- 
schrift wird aber in erster Linie durch das Eigentum 
an den Verkehrswegen (bei Eigenversorgung), so- 
dann durch Konzessionsverträge (bei Fremdversor- 
gung), auch durch bloße tatsächliche Übung — durch 
Demarkationsverträge aber allenfalls zusätzlich de- 
finiert. Das Gewicht der Anschluß- und Versorgungs- 
pflicht nach § 6 des Energiewirtschaftsgesetzes sollte 
im übrigen nicht überschätzt werden. Sie besteht 
nicht gegenüber Sonderabnehmern und auch für Ta- 
rifabnehmer nicht, wenn sie dem Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen wirtschaftlich nicht zugemutet 
werden kann. 

Die Bundesregierung erwägt daher eine Gesetzes- 
initiative mit dem Ziel, durch eine Novellierung des 
Kartellgesetzes den generellen Rechtsschutz für De- 
markationsverträge durch spezielle Erlaubnisertei- 
lung auf der Grundlage einer individuellen Prüfung 
jedes einzelnen Vertrages nach § 5 Abs. 2 GWB zu 
ersetzen (inwieweit auch für den Bereich der Gas- 
und Wasserwirtschaft, bliebe besonders zu prüfen). 
Dabei wird eine Übergangsregelung vorzusehen 
sein, um für bestehende Demarkationsabsprachen 
einen gleitenden Übergang auf den neuen Rechtszu- 
stand zu ermöglichen. 

In den Fällen, in denen eine Erlaubnis nicht er- 
teilt wird, würde die Aufhebung des Demarkations- 
schutzes den Wettbewerb zunächst in den Versor- 
gungsrandgebieten beleben, aber bereits dadurch 
auf eine Angleichung etwa unterschiedlicher Strom- 
preise hinwirken. Auf die Dauer kann eine weiter- 
gehende Stärkung des Wettbewerbsbewußtseins in 
der Elektrizitätswirtschaft erwartet werden, was 
auch auf die Bemühungen der Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen um den Abschluß neuer oder die 
Verlängerung auslaufender Konzessionsverträge 
nicht ohne fruchtbare, die Stromversorgung weiter 
bessernde Wirkung bleibten wird. Außerdem dürfte 
die notwendige Strukturbereinigung in der Elektrizi- 
tätswirtschaft durch den Fortfall des generellen De- 
markationsschutzes erleichtert werden. 

Die gegenwärtig bestehende Mißbrauchsaufsicht 
über Demarkationsverträge wird von den Kartell- 
behörden auf der Grundlage dieser Überlegungen 
ausgeübt und seit einigen Jahren zunehmend inten- 
siv gehandhabt 6 ). In die Mißbrauchsaufsicht einbe- 
zogen sind auch die Preise, zu denen das regionale 
Versorgungsunternehmen die örtlichen Verteiler mit 
Strom beliefert. 

Allerdings läßt sich mit Hilfe der Mißbrauchsauf- 
sicht nicht überwachen, ob durch eine Demarkations- 
absprache ein positiver Rationalisierungseffekt im 
Sinne einer verbesserten Stromversorgung erreicht 
wird, sondern nur der Negativeffekt verhindern, daß 
wegen der Demarkationen überhöhte Strompreise 
aufrechterhalten werden. 

Die Bundesregierung begrüßt die seit einigen Jah- 
ren zu beobachtende Intensivierung der Mißbrauchs- 
aufsicht im Elektrizitätsbereich, insbesondere über 
die Demarkationsverträge, weil sie geeignet ist, 
negative Auswirkungen des noch bestehenden 
generellen Rechtsschutzes für diese Verträge zu 
mildern. 


Die Bundesregierung begrüßt auch die seit Mai 
1965 zwischen der Vereinigung Deutscher Elektrizi- 
tätswerke (VDEW) und der Vereinigung Industrielle 
Kraftwirtschaft (VIK) bestehende Absprache über 
die „Gemeinsame Behandlung von Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Mitgliedern der VDEW und 
der VIK". Mit Hilfe dieses Güteverfahrens konnten 
die behandelten Einzelfälle von Interessenkonflikten 
zwischen industriellen Verbrauchern und den be- 
teiligten Versorgungsunternehmen bereinigt werden. 

2. Zu dem System der Konzessionsverträge 

Auch der in der Ausnahmevorschrift des § 103 
Abs. 1 Nr. 2 GWB enthaltene generelle Rechtsschutz 
für Konzessionsverträge mit Ausschließlichkeits- 
klausel für den Elektrizitätsbereich (darüber hinaus 
besteht er für die Gas- und Wasserversorgung) ist 
wettbewerbspolitisch grundsätzlich unerwünscht. 
Seine Aufhebung wäre daher ebenfalls zu befür- 
worten, sofern nicht andere, insbesondere energie- 
politische Gründe die Beibehaltung der geltenden 
Regelung erwünscht erscheinen lassen. 

Die Frage ist vielschichtig und bedarf einer ein- 
gehenden Prüfung, die besonders die folgenden Er- 
wägungen einzubeziehen haben wird: 


<J ) Ihre Praxis wird wesentlich bestimmt durch zwei Ent- 
schließungen der Kartellreferenten des Bundes und der 
Länder. 

Nach der (ersten) sogenannten Vertikalentschließung 
vom Juni 1965 wird ein Mißbrauch eines Demarkations- 
vertrages nach § 104 GWB vorliegen, wenn ein ört- 
liches Elektrizitätsversorgungsunternehmen höhere 
Strompreise fordert als das Regionalunternehmen, von 
dem es den weiterverteilten Strom bezieht, voraus- 
gesetzt, daß dieses Regionalunternehmen ohne das Be- 
stehen der Demarkationsvereinbarung in der Lage 
wäre, die Versorgung zu seinen niedrigeren Preisen 
auch im Gebiet des örtlichen Weiterverteilers zu über- 
nehmen. Die Entschließung geht davon aus, daß in die- 
sen Fällen der Demarkationsvertrag entgegen dem 
Gesetzeszweck — Rationalisierung und dadurch ausge- 
löste verbesserte Stromversorgung — zur Verteuerung 
des Strompreises führt. Ob das örtliche Versorgungs- 
Unternehmen bei Herabsetzung des Strompreises Ge- 
winn oder wenigstens Kostendeckung erzielt, ist für 
die Wettbewerbs- und nicht kostenorientierte Betrach- 
tungsweise ohne Belang, es sei denn, daß im Gebiet 
des örtlichen Versorgungsunternehmens besondere 
Bedingungen vorhanden sind, die auch das regionale 
Versorgungsunternehmen daran hindern würden, seine 
niedrigeren Strompreise im Gebiet des örtlichen Ver- 
teilers einzuführen. Diese Voraussetzung wird aber 
nur in besonderen Fällen gegeben sein, weil das ört- 
liche Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Regel- 
fall eine städtische Versorgung betreibt, bei der die 
hohe Versorgungsdichte eher niedrigere Verteilungs- 
kosten mit sich bringt, als sie dem regionalen Ver- 
sorgungsunternehmen in seinem Gebiet erwachsen. 

In der (zweiten) sogenannten Horizontalentschließung 
vom November 1967 haben die Kartellreferenten die 
Vertikalentschließung grundsätzlich auch auf solche 
Fälle für anwendbar erklärt, in denen Versorgungs- 
unternehmen ihre Versorgungsgebiete gegeneinander 
abgegrenzt haben, ohne daß zwischen ihnen Liefer- 
beziehungen bestehen. 
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Im allgemeinen wird die Versorgung eines Ge- 
bietes durch ein einziges Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen am kostengünstigsten sein, mindestens, 
soweit es sich um die Versorgung der großen Masse 
von Verbrauchern handelt, die in Niederspannung 
beliefert werden. Nach den Grundvorstellungen des 
Kartellgesetzes müßte ein solcher Zustand durch 
Wettbewerb herbeigeführt werden. In der Versor- 
gungswirtschaft sind aber spezielle Verhältnisse 
vorhanden, die einer vollen Wirksamkeit des Wett- 
bewerbs entgegenstehen. Es sollte daher auch künf- 
tig möglich bleiben, die Versorgung eines Gebietes 
durch ein einziges Versorgungsunternehmen über 
eine entsprechende Vereinbarung zwischen Gebiets- 
körperschaft und Versorgungsunternehmen recht- 
lich abzusichern, wenn der mit der Einräumung einer 
Ausschließlichkeit verbundene Kostenvorteil seinen 
Niederschlag zu einer verbesserten Stromversor- 
gung findet. 

Eine solche Möglichkeit wäre für die Gemeinde 
auch nach Wegfall des generellen Rechtsschutzes 
durch andere Vorschriften des Kartellgesetzes gege- 
ben. Die Beteiligten wären dann allerdings — wie 
bei einer Beseitigung des Rechtsschutzes für Demar- 
kationsverträge — genötigt, der Kartellbehörde von 
Fall zu Fall darzulegen, daß mit der Absprache eine 
verbesserte Stromversorgung erzielt würde (speziel- 
ler Rechtsschutz für Konzessionsverträge mit Aus- 
schließlichkeitsklausel). Es gibt gegenwärtig rd. 
27 500 derartige Verträge (Demarkationsvereinba- 
rungen dagegen nur rd. 3000). Die Kartellbehörden 
würden sich gegebenenfalls also mit einer großen 
Zahl von Einzelfällen zu befassen haben. 

Bei nur speziellem Rechtsschutz würde der Ab- 
schluß von Konzessionsverträgen mit Ausschließ- 
lichkeitsklausel zwischen Gemeinden und regionalen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen wie auch die 
Durchführung dieser Verträge erheblich erschwert 
werden. Das könnte die Gemeinden in verstärktem 
Umfange veranlassen, der kommunalen Eigenver- 
sorgung vor der großräumigeren Versorgung durch 
regionale oder überregionale Versorgungsunterneh- 
men (Fremdversorgung) den Vorzug zu geben. 

Zu einer solchen Entwicklung könnte ferner bei- 
tragen, daß der Wert der Konzessionsverträge bei 
Fortfall des generellen Rechtsschutzes für die Aus- 
schließlichkeitsklausel für die regionalen Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen sinkt und damit auch 
die Bereitschaft dieser Unternehmen, hohe Konzes- 
sionsabgaben zu zahlen (wegen der Problematik 
eines etwa verringerten Aufkommens an Konzes- 
sionsabgaben für die Gemeindefinanzen vgl. die 
Antwort auf die Frage 7). 

Ein solcher Effekt wäre energiepolitisch uner- 
wünscht, wenn sich erweisen sollte, daß optimale 
Versorgungsgebiete, die ihrerseits günstige Versor- 
gungsbedingungen bieten, am ehesten mittels — 
regionaler oder überregionaler — Fremdversorgung 
erreicht werden könnten. Dabei ist jedoch zu berück- 
sichtigen, daß optimale Versorgungsverhältnisse 
nicht immer eine großräumige Versorgung voraus- 
setzen, sondern — bei entsprechend hoher Versor- 
gungsdichte — auch in kleineren Versorgungsge- 


bieten (wie z. B. in großen Städten) gegeben sein 
können. 

Sollte es sich erweisen, daß eine Beseitigung des 
generellen Rechtsschutzes energiepolitisch nicht zu 
vertreten ist, wäre weiter zu überlegen, ob er nicht 
eingeschränkt werden könnte. Es könnte genügen, 
daß er eingreift, soweit es sich um die Versorgung 
derjenigen Letztverbraucher geht, die mit Elek- 
trizität in Niederspannung beliefert werden (vor- 
wiegend Tarif abnehmer), nicht aber, soweit es sich 
um die Elektrizitätsversorgung in Mittel- und Hoch- 
spannung handelt (die Masse der Sonderabneh- 
mer). 

Andererseits müßte für den Fall, daß sich eine 
Aufhebung des generellen Rechtsschutzes für Kon- 
zessionsverträge mit Ausschließlichkeitsklausel als 
zweckmäßig erweisen sollte, bedacht werden, daß 
die Gemeinden den Rechtserfolg, der mit einer 
Streichung des § 103 Abs. 1 Nr. 2 GWB angestrebt 
werden würde, umgehen könnten. Sie könnten als 
Eigentümer der öffentlichen Wege nicht daran ge- 
hindert werden, diese Wege auch weiterhin nur 
einem einzigen Versorgungsunternehmen zur Lei- 
tungsverlegung zur Verfügung zu stellen. Es würde 
sich also gegebenenfalls die Frage stellen, ob und 
durch welche weitergehenden gesetzlichen Maß- 
nahmen einer solchen Umgehung begegnet werden 
könnte [vgl. hierzu näher die Antwort auf die 
Frage 4 b)]. 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen soll seinen 
Niederschlag im Energiewirtschaftsgesetz finden 
[vgl. Antwort auf die Frage 5 d)]. 

Auch für den Bereich der Konzessionsverträge mit 
Ausschließlichkeitsklausel gilt im übrigen die Miß- 
brauchsaufsicht nach dem Kartellgesetz. Die Bun- 
desregierung wird darum bemüht sein, daß das die 
Tätigkeit der Kartellbehörden koordinierende Gre- 
mium der Kartellreferenten des Bundes und der 
Länder die Frage prüft, ob zur Intensivierung der 
Mißbrauchsaufsicht auch über diesen Bereich Leit- 
sätze erarbeitet werden können, die etwaige Miß- 
brauchstatbestände deutlich machen würden (vgl. 
Fußnote 6). 

Das zwischen der VDEW und der VIK verein- 
barte Güteverfahren erstreckt sich ebenfalls auf die- 
sen Bereich. 

Zu b) 

Die Frage nach den Vor- und Nachteilen des 
Systems der Wegebenutzung für jeweils ein oder 
mehrere Stromversorgungsunternehmen, unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch für Industrieunter- 
nehmen, hängt eng mit der gleichgerichteten Frage 
zum System der Konzessionsverträge zusammen 
und kann nur auf der Grundlage der Überlegungen 
zur Frage des generellen Rechtsschutzes für Kon- 
zessionsverträge mit Ausschließlichkeitsklausel ent- 
schieden werden. Führt die Untersuchung zu dem 
Ergebnis, daß der Rechtsschutz aus energiewirt- 
schaftlichen Gründen aufrechterhalten bleiben sollte, 
so ist folgerichtig auch das geltende System der 
Wegebenutzung beizubehalten, weil die Einräu- 
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mung von Ausschließlichkeitsrechten durch die Ge- 
meinden faktisch und rechtlich deren Dispositions- 
befugnis über die gemeindlichen Verkehrswege 
voraussetzt. 

Erweist es sich dagegen als zweckmäßig, den 
generellen Rechtsschutz für Konzessionsverträge 
aufzuheben oder einzuschränken, so wäre eine Be- 
seitigung oder Einschränkung und damit eine Neu- 
ordnung auch des geltenden Systems der Wege- 
benutzung als abrundende und verstärkende Maß- 
nahme nur folgerichtig. Für diesen Fall wäre nach 
einer verfassungsrechtlich zulässigen, konstruktiven 
und praktikablen Regelung zu suchen, die zu einer 
der Interessenlage gerecht werdenden neuen Ord- 
nung führt. 

Theoretisch bestehen verschiedene Möglichkeiten 
für eine Neuordnung: Von der Schaffung gesetz- 
licher Wegebenutzungsrechte für die Versorgungs- 
unternehmen über die Begründung eines Kontrahie- 
rungszwangs für die Gemeinden bis zur Verleihung 
von Nutzungsrechten an den öffentlichen Wegen 
und Erteilung echter Konzessionen durch bestimmte 
Behörden. 

Eine Einschränkung oder Aufhebung der Dispo- 
sitionsbefugnis der Gemeinden über die Verlegung 
von Stromversorgungsleitungen in gemeindlichen 
Wegen hätte zwangsläufig Konsequenzen für die 
Konzessionsabgaben und damit für die Gemeinde- 
finanzen. Die daraus resultierenden Folgerungen 
werden in der Antwort auf die Frage 7 angespro- 
chen. 


5. Ist die Bundesregierung der Meinung, 

a) daß man fremden Stromerzeugern Anspruch auf 
Einspeisung von Strom in die Netze von Ver- 
sorgungsunternehmen und auf entsprechende 
Stromentnahme an anderer Stelle einräumen 
sollte, 

b) daß die besonderen Bestimmungen über indu- 
strielle Eigenanlagen zur Stromerzeugung die 
bestmögliche Lösung für die optimale Wirt- 
schaftlichkeit der gesamten Stromversorgung 
darstellen, 

c) daß eine Reform der Preisaufsicht geboten er- 
scheint, 

d) daß eine Novellierung des Energiewirtschafts- 
gesetzes von 1935 erforderlich ist? 

Zu a) 

Verträge zwischen Versorgungsunternehmen und 
Unternehmen mit industriellen Eigenanlagen zur 
Erzeugung von Elektrizität über Einspeisung von 
Strom in die Netze der Versorgungsunternehmen 
und entsprechende Stromentnahme an anderer 
Stelle werden z. Z. bereits in erheblichem Umfange 
abgeschlossen. Sie sind nach Angaben der VDEW 
— für Industrie und Bergbau — von 1958 bis 1966 
auf das Neunfache gestiegen und machen damit fast 
ein Drittel der gesamten industriellen Stromabgabe 
an das öffentliche Netz aus. Es ist bisher kein Fall 
bekanntgeworden, in dem ein Elektrizitätsversor- 


gungsunternehmen sich ohne ausreichende sachliche 
Gründe geweigert hätte, eine solche „Durchleitung" 
zu vereinbaren. 

Im übrigen gilt auch für diesen Bereich die Miß- 
brauchsaufsicht nach dem Kartellgesetz. Die Bundes- 
regierung wird die Kartellreferenten des Bundes 
und der Länder ersuchen, die Frage der Erarbeitung 
von Leitsätzen zur Intensivierung der Mißbrauchs- 
aufsicht auch auf diesem Gebiet zu prüfen. 

Das zwischen der VDEW und der VIK vereinbarte 
Güteverfahren ist für Fälle dieser Art bisher nur 
vereinzelt, dem Vernehmen nach aber mit Erfolg 
in Anspruch genommen worden. 

Die Bundesregierung sieht bei alledem z. Z. kein 
Bedürfnis nach einer Erweiterung, aber auch kein 
Bedürfnis nach einer Einengung der bestehenden 
Kontrahierungspflichten. Das schließt nicht aus, den 
Fragenbereich aufgrund etwaiger neuer Gesichts- 
punkte im Zuge der Novellierung des Energiewirt- 
schaftsgesetzes erneut zu überdenken [vgl. Antwort 
zur Frage 5 d)]. 

Ein Bedürfnis könnte allerdings dafür bestehen, 
die von den Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
für den Ankauf von Industriestrom gezahlten Preise 
transparent zu machen [vgl. Antwort zur Frage 5 c)]. 

Im übrigen kann an dieser Stelle ganz allgemein 
gesagt werden: Sollte ein Fall auftreten, der auch 
unter Zuhilfenahme des Güteverfahrens nicht befrie- 
digend gelöst werden kann — auf welchem spe- 
ziellen Gebiet auch immer — , so könnten die Wirt- 
schaftsressorts der Länder darauf hinwirken, daß 
eine für beide Teile zumutbare Lösung gefunden 
wird. Auch der Bundesminister für Wirtschaft wäre 
in geeigneten Fällen dazu bereit. 

Zu b) 

Die besonderen Bestimmungen über industrielle 
Eigenanlagen zur Stromerzeugung, auf die die 
Anfrage abzielt, sind 

aa) die eingeschränkte Anschluß- und Versorgungs- 
pflicht gegenüber Abnehmern mit Eigenanla- 
gen, 

bb) die unterschiedliche vermögensteuerliche Be- 
handlung der Anlagen der öffentlichen Energie- 
versorgung und der industriellen Eigenversor- 
gung, 

cc) die unterschiedlich hohe Besteuerung des 
Schweröleinsatzes je nach dem technischen Ver- 
fahren der Stromerzeugung. 

Dazu ist zu bemerken: 

Zu aa) 

Nach § 6 Abs. 3 des Energiewirtschaftsgesetzes 
kann sich ein Stromabnehmer, der eine Eigenanlage 
zur Erzeugung von Elektrizität betreibt, nicht auf 
die allgemeine Anschluß- und Versorgungspflicht 
nach § 6 Abs. 1 berufen. Er kann aber Anschluß 
und Versorgung insoweit verlangen, als dies dem 
Versorgungsunternehmen wirtschaftlich zumutbar 
ist. Der Begriff der wirtschaftlichen Zumutbarkeit 
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wird in den §§ 5 und 6 der Fünften Durchführungs- 
verordnung zum Energiewirtschaftsgesetz definiert. 

Soweit die genannten Vorschriften der Fünften 
Durchführungsverordnung eine von der Sache her 
nicht gerechtfertigte unterschiedliche Behandlung 
von Stromabnehmern mit Eigenanlage gegenüber 
anderen Abnehmern ermöglichen, stehen sie im 
Widerspruch zu dem später in Kraft getretenen 
Kartellgesetz. Die Bundesregierung beabsichtigt, sie 
mit diesem Gesetz im Wege einer — der Zustim- 
mung des Bundesrates bedürftigen. Änderungs- 
verordnung zur Fünften Durchführungsverordnung 
in Einklang zu bringen. 

Zu bb) 

Die Energieanlagen der industriellen Eigenver- 
sorgung unterliegen der Vermögensteuer — wie 
grundsätzlich alle Werte des Betriebsvermögens — 
mit ihrem vollen Wert; die der öffentlichen Ver- 
sorgung dienenden Energieanlagen werden dagegen 
nur zur Hälfte ihres Wertes besteuert. Die Bundes- 
regierung wird die Große Anfrage zum Anlaß neh- 
men, die Berechtigung des Privilegs der Öffent- 
lichen Versorgung, aber auch die Folgen einer 
etwaigen Aufhebung zu überprüfen. 

Zu cc) 

Während der Schweröleinsatz in Ölkraftwerken 
wie in Gasturbinen zur Stromerzeugung der #4 
relativ niedrigen — Heizölsteuer unterliegt, wird 
der Schweröleinsatz in Dieselaggregaten mit der — 
relativ hohen — Mineralölsteuer belegt. Die Erhe- 
bung der Mineralölsteuer im letzteren Fall ent- 
spricht dem System dieser Steuer, die praktisch 
eine Steuer auf Kraft- und Schmierstoffe ist, unab- 
hängig davon, zu welchen Zwecken das Aggregat, in 
dem der Kraftstoff eingesetzt wird, betrieben wird. 

Am 21. April 1966 ist dem Deutschen Bundestag 
aus seiner Mitte ein Antrag vorgelegt worden, den 
Schweröleinsatz in Dieselaggregaten zur Strom- 
erzeugung nur noch mit der Heizölsteuer zu be- 
lasten (Drucksache V/544). Dieser Antrag ist am 
15. März 1967 im Plenum des Deutschen Bundes- 
tages beraten worden; niemand hat ihm zugestimmt. 

Am 20. April 1967 wurde — ebenfalls aus der 
Mitte des Bundestages — ein in der Sache gleich- 
lautender Antrag eingebracht (Drucksache V/1656). 
Er ist nach der ersten Lesung an die zuständigen 
Bundestagsausschüsse überwiesen worden, die ihn 
bisher nicht beraten haben. 

Die Bundesregierung hat in dieser Frage zu einer 
eigenen Gesetzesinitiative keine Veranlassung ge- 
sehen. 

Zu c) 

Im Grundsatz unterliegen die Elektrizitätspreise 
noch dem Preisstopp, d. h. dem Verbot der Erhöhung 
von Preisen ohne vorherige preisbehördliche Aus- 
nahmegenehmigung 7 ). Außer in der Verweigerung 
der Genehmigung einer Erhöhung von Preisen be- 
stehen die preisbehördlichen Möglichkeiten nur in 
einer Herabsetzung von Preisen, die unter Verstoß 


gegen preisrechtliche Vorschriften erhöht worden 
sind; eine Senkung von überhöht erscheinenden 
Preisen, die in preisrechtlich zulässiger Weise ge- 
bildet worden sind, kann mit Hilfe des Preisstopp- 
rechts nicht durchgesetzt werden. 

Weitergehende Eingriffsmöglichkeiten gegenüber 
überhöhten Strompreisen bietet die Mißbrauchsauf- 
sicht der Kartellbehörden. Es darf in diesem Zusam- 
menhang an die Entschließungen der Kartellreferen- 
ten zur vertikalen und horizontalen Demarkation er- 
innert werden (vgl. Fußnote 6). Die Auswirkungen 
der ersterwähnten Entschließung lassen sich heute 
bereits gut überblicken. Die Entschließung hat in 
vielen Fällen zu einer Bereinigung unterschiedlicher 
Strompreise in den von ihr betroffenen Demarka- 
tionsbereichen geführt. Gleichwohl wird es noch er- 
heblicher Anstrengungen bedürfen, der Entschlie- 
ßung zu vollem Erfolg zu verhelfen. 

Die Auswirkungen der zweiten Entschließung sind 
dagegen noch weitgehend offen. Sie birgt mancherlei 
Anwendungsprobleme, weil sie in ihrem Kern ledig- 
lich besagt, daß die erste Entschließung grundsätz- 
lich auch für die horizontale Demarkation gilt. An- 
dersliegende Fälle, deren Umfang in der Praxis noch 
nicht abgesteckt ist, bleiben daher denkbar. 

Möglichkeiten zu einer Beeinflussung des Niveaus 
der Strompreise im Wege des verstärkten Wett- 
bewerbs bietet eine verbesserte Transparenz. 

Die VDEW hat im Jahre 1965 erstmals einen Ver- 
gleich der Preisregelungen in den Normverträgen 
größerer Elektrizitätsversorgungsunternehmen für 
Sonderabnehmer herausgegeben; der Vergleich soll 
in Abständen von 2 bis 3 Jahren — erstmals mit 
Stichtag 1. Januar 1969 — wiederholt und ergänzt 
werden. Die Bundesregierung wird darauf hinwir- 
ken, daß 

— die Zahl der an diesem Preisvergleich beteiligten 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen vergrößert 
wird, 

— der Vergleich auf weitere Abnahmefälle ausge- 
dehnt wird und 

— (erforderlichenfalls) die zeitlichen Zwischenräume 
zwischen der Herausgabe der einzelnen Ver- 
gleichsübersichten verkürzt werden. 

") Der Preisstopp gilt im Bereich der Tarifabnehmer 

— für Haushaltabnehmer uneingeschränkt, also für 
Grundpreise und für Arbeitspreise, 

— für gewerblidie und landwirtschaftliche Tarifab- 
nehmer für die Arbeitspreise; die Grundpreise sind 
durch die Verordnung PR Nr. 3 53 freigegeben 
worden. 

Für die Sonderabnehmer ist der Preisstopp durch die 
Verordnung PR Nr. 18 52 aufgelockert. Die Verord- 
nung erlaubt für die üblicherweise längerfristig abge- 
schlossenen Stromlieferungsverträge die Vereinbarung 
und Anwendung von Preisänderungsklauseln, die be- 
stimmten Anforderungen genügen müssen. Preiserhö- 
hungen, die auf andere Weise vorgenommen werden 
sollen als durch Anwendung vorher vereinbarter 
prcisrechtlich zulässiger Preisänderungsklauseln, be- 
dürfen auch heute noch der Ausnahmegenehmigung 
der Preisbehörden. 
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Im Zuge einer Reform der Preisaufsicht kommt 
zunächst in Betracht, die angestrebte verbesserte 
Transparenz der Sonderabnehmerpreise auf eine 
gesetzliche Grundlage zu stellen. 

Die Transparenz der Tarifpreise ist nicht in glei- 
chem Maße verbesserungsbedürftig wie die der 
Preise für Sonderabnehmer. Die von der VDEW seit 
längerem in zwei- bis dreijährigen Abständen her- 
ausgegebenen Übersichten über die Tarifpreise 
haben eine breitere Basis als die erwähnte Über- 
sicht der VDEW über Sonderabnehmerpreise. In die 
grundsätzlichen Überlegungen zur Verbesserung der 
Transparenz der Sonderabnehmerpreise werden aber 
auch die Tarifpreise einzubeziehen sein. 

Ferner ist zu überlegen, ob sich nicht auch die bei 
der Industrie bestehenden Unsicherheiten über die 
Bewertung des aus industriellen Eigenanlagen in das 
öffentliche Netz eingespeisten Stromes durch Schaf- 
fung einer ausreichenden Transparenz der Ankaufs- 
preise der Elektrizitätsversorgungsunternehmen für 
diesen Strom ausräumen lassen. Dazu bedürfte es 

— wegen der unterschiedlichen Verhältnisse, die 
derartigen Einspeisungen zugrunde liegen — einer 
Erfassung der unter bestimmten Einspeisungsver- 
hältnissen erzielten Preise, für die dann Durch- 
schnittswerte veröffentlicht werden könnten. 

Außerdem wäre daran zu denken, die Preisauf- 
sicht über die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
den heutigen Gegebenheiten anzupassen. Die im Be- 
reich der Elektrizitätswirtschaft noch bestehenden 
Preisbindungen wären zu diesem Zweck daraufhin 
zu überprüfen, inwieweit sie modifiziert oder auch 
ergänzt werden müßten. 

Eine Reform der Preisaufsicht sollte damit verbun- 
den werden, die zu treffenden Regelungen in das 
Energiewirtschaftsgesetz einzustellen [vgl. Antwort 
auf die Frage 5 d)]. 

Unabhängig von einer Reform der Preisaufsicht 
wird eine Verbesserung der Tarifpreise durch die 
Neugestaltung der Tarifordnung für Elektrizität aus 
dem Jahre 1938 angestrebt. Dabei ist neben einer 
Anpassung an die derzeitigen Verhältnisse vor 
allem daran gedacht, für alle Tarifabnehmer als 
Pflicht-Tarif einen zweiten Grundpreistarif mit 
einem niedrigeren, verbrauchsfördernden Arbeits- 
preise einzuführen, der auch für die gewerblichen 
Tarifabnehmer Vorteile bringen dürfte. 

Zu d) 

Die Anwendung des Energiewirtschaftsgesetzes 
aus dem Jahre 1935 steht naturgemäß in besonde- 
rem Maße unter dem Zwang, auf seine verfassungs- 
konforme Auslegung und die Berücksichtigung der 
heute geltenden, für die Verwaltung und den Ge- 
setzesvollzug maßgeblichen rechtsstaatlichen Grund- 
sätze und der Grundsätze einer freiheitlichen, auf 
dem Wettbewerb beruhenden Wirtschaftsordnung zu 
achten. In der Konsequenz bedeutet dies, daß 

— einige Vorschriften des Gesetzes gegenstandslos 
sind, 


— andere für wirtschaftspolitisch überholt oder für 
verfassungsrechtlich zweifelhaft gehalten werden 
können. 

Zudem regelt das Energiewirtschaftsgesetz die 
Wettbewerbssituation im Bereich der Elektrizitäts- 
wirtschaft nur zum geringeren Teil; sie wird vor 
allem durch den in § 103 Abs. 1 des Kartellgesetzes 
sanktionierten generellen Rechtsschutz für Demarka- 
tionsverträge und Konzessionsverträge mit Aus- 
schließlichkeitsklausel bestimmt [vgl. Antworten zu 
den Fragen 4 a) und 4 b)]. Eine Dauerlösung hat der 
Gesetzgeber darin nicht gesehen (vgl. Fußnote 5). 

Schon darin liegen gewichtige Gründe für eine 
Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes. Hinzu 
kommt, daß die Wettbewerbs- und Preisaufsichts- 
probleme in der Elektrizitätswirtschaft die Über- 
legung nahelegen, energiewirtschaftlich motivierte 
gesetzliche Sonderregelungen für die Elektrizitäts- 
wirtschaft soweit wie möglich im Energiewirtschafts- 
gesetz zusammenzufassen. 

Insgesamt kommt danach eine Novellierung des 
i Energiewirtschaftsgesetzes zunächst unter folgenden 
Gesichtspunkten in Betracht: 

1. Anpassung an die geänderte verfassungsrecht- 
liche und energie wirtschaftliche Situation; 

2. (soweit erforderlich) 

— Übernahme von wettbewerbsrechtlichen Son- 
derregelungen aus dem Kartellgesetz auf dem 
Gebiet der Konzessionsverträge, 

— Neuordnung des Systems der Wegebenutzung 
für Leitungsverlegungen, 

— Übernahme und Anpassung von Preisregelun- 
gen; 

3. Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Verbes- 
serung der Transparenz der Strompreise sowie 
der Ankaufspreise der Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen für Strom aus industrieller Eigen- 
erzeugung. 

Im Zuge einer Novellierung wäre weiter zu über- 
legen, ob und in welcher Ausgestaltung ein neuge- 
faßtes Energiewirtschaftsgesetz der Bundesregierung 
ein sachgerechtes Instrument bieten sollte, auf die 
Struktur der Energiewirtschaft Einfluß nehmen zu 
können. Ansätze hierzu finden sich in § 4 des Ge- 
setzes. 

Darüber hinaus wird die Novellierung des Ener- 
giewirtschaftsgesetzes Gelegenheit bieten, die erfor- 
derliche Mitverantwortung des Bundes besonders 
bei überregionalen, zwei oder mehrere Bundeslän- 
der betreffenden energiewirtschaftlichen Vorhaben 
gesetzlich abzusichern und — im Rahmen des Grund- 
gesetzes — dort die Verantwortung des Bundes zu 
begründen, wo sie nach Lage der Sache durch die 
Neuregelung geboten ist. 

Die Antwort auf die Frage, ob das Gesetz wie 
bisher auf die leitungsgebundene Energieversor- 
gung zugeschnitten bleiben kann, wird entscheidend 
von der Art der Neuregelung abhängen. Es läßt 
sich nicht von vornherein ausschließen, daß Rege- 
lungen getroffen werden, die wegen vergleichbarer 
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Problematik auch auf andere Bereiche der Energie- 
wirtschaft erstreckt werden müßten. 


6. Könnte nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Reform der von den vorstehenden Fragen betrof- 
fenen Gesetze und Verordnungen den Wettbewerb 
stärken und eine bessere Wirtschaftlichkeit der ge- 
samten Energieversorgung herbeiführen? 

Für die in Aussicht genommenen Reformen ist 
die aufgeworfene Frage zu bejahen. In dieser Auf- 
fassung weiß sich die Bundesregierung im Grund- 
satz einig mit der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, die in ihrer Mitteilung vom 
18. Dezember 1968 an den Rat über eine „Erste 
Orientierung für eine gemeinschaftliche Energie- 
politik" die Forderung aufstellt, auch auf dem 
Energiegebiet dem Wettbewerb die grundsätzliche 
Steuerungsfunktion zuzuweisen. Wie die Kommis- 
sion ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
Wettbewerb die Unternehmen auch auf dem Ener- 
giemarkt zur vollen Entwicklung ihrer Leistungs- 
kraft zwingt, auf den Weg des technischen Fort- 
schritts nötigt, natürliche Substitutionsvorgänge 
fördert und zu einer Differenzierung des Angebots 
führt. 


7. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Kon- 
zessionsabgabe unverändert beibehalten, einge- 
schränkt oder aufgehoben werden sollte? 

Diesen Fragenbereich hat ein Arbeitskreis ge- 
prüft, den die Konferenz der Wirtschaftsminister 
des Bundes und der Länder auf ihrer Sitzung am 

I. April 1965 eingesetzt hatte. Der Arbeitskreis hat 
einen umfangreichen Bericht ausgearbeitet, der am 

II. November 1968 von der Wirtschaftsministerkon- 
ferenz erörtert und gebilligt worden ist. Die Kon- 
ferenz hat ihn dem Bundesminister für Wirtschaft 
mit der Bitte übergeben, binnen Jahresfrist über die 
zu ziehenden Konsequenzen zu berichten. 

Die besondere Bedeutung des Fragenkomplexes 
für die Gemeinden, insbesondere für die Gemeinde- 
finanzen, hat der Wirtschaftsministerkonferenz zu- 
dem Veranlassung geboten, den Bericht des Arbeits- 
kreises den kommunalen Spitzenverbänden und 
dem Büro der Innenministerkonferenz, darüber hin- 
aus auch dem Büro der Finanzministerkonferenz 
zuzuleiten. 

Das Ergebnis der Untersuchungen des Arbeits- 
kreises kann etwa folgendermaßen zusammenge- 
faßt werden: 

Der Arbeitskreis geht von der Erwägung aus, daß 

— die Gemeinden in den Konzessionsabgaben 
einen Ausgleich für ihren Verzicht auf die mit 
einer Eigenversorgung verbundenen Erträge 
sehen, 

— eine weitere Herabsetzung der Konzessionsabga- 
ben die Gemeinden in vermehrtem Umfange 
zum Übergang zur Eigenversorgung oder zum 
Verbleiben in der Eigenversorgung veranlassen 
würde, 


— die Eigenversorgung vielfach unrationeller und 
damit kostenungünstiger ist als die Fremdver- 
sorgung und die höheren Kosten wegen des 
Gebietsmonopols auf die Verbraucher abgewälzt 
werden können (soweit nicht im Einzelfall der 
Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 
nach dem Kartellgesetz nachgewiesen werden 
kann) , 

— wirksame Handhaben gegen eine zunehmende 
Eigenversorgung nach derzeitigem Recht prak- 
tisch nicht gegeben sind. 

Diese Erwägungen führen den Arbeitskreis zu 
der Schlußfolgerung, daß 

1. die Konzessionsabgaben beibehalten werden 
sollten (Ausgleich für den Verzicht der Gemein- 
den auf eine ertragreiche Eigenversorgung), 

2. die Konzessionsabgaben (im Gegensatz zu den 
Fällen der Fremdversorgung) bei Eigenversor- 
gung der Gemeinden — ihrer wahren Natur ent- 
sprechend — steuerlich als verdeckte Gewinn- 
ausschüttung behandelt, also vom Abzug als 
Betriebsausgaben künftig ausgeschlossen wer- 
den sollten, 

3. — falls die in erster Linie vorgeschlagenen Maß- 
nahmen nicht zu dem vorgestellten Erfolg führen 
— der Gedanke der Schaffung eines Leitungs- 
verlegungsrechts zugunsten von Versorgungs- 
unternehmen unter Einschränkung der bürger- 
lich-rechtlichen Freiheit der Straßeneigentümer 
(einschließlich der Gemeinden) weiterverfolgt 
werden sollte; mit der Begründung eines Lei- 
tungsverlegungsrechts könnte dem bisherigen 
Konzessionsabgabewesen die rechtliche Grund- 
lage entzogen werden. 

Die Bundesregierung wird den Fragenbereich 
prüfen. Die Konzessionsabgaben haben ein erheb- 
liches wirtschaftliches Gewicht. Der Arbeitskreis 
schätzt ihr Gesamtvolumen für das Jahr 1968 auf 
rund 1 Mrd. DM, bei Gesamteinnahmen der Ver- 
sorgungswirtschaft aus Lieferung von Elektrizität, 
Gas und Wasser an Verbraucher in Höhe von rund 
16 Mrd. DM, wovon rund 12 Mrd. DM — also 
75 °/o — auf Elektrizität, je rund 2 Mrd. DM auf 
Gas und Wasser entfallen. 

Im Rahmen dieser Prüfung wird sich die Bundes- 
regierung insbesondere damit auseinanderzuset- 
zen haben, 

— ob die erwünschte weitere Zusammenfassung in 
der Elektrizitätswirtschaft in erster Linie durch 
eine Entwicklung von der Eigenversorgung der 
Gemeinden zur Fremdversorgung erreicht wer- 
den kann [vgl. die Antworten auf die Fragen 3 
unter b) und 4 a) unter 2.] und ob — wie der 
Arbeitskreis meint — ein Verbot oder eine Ein- 
schränkung der Konzessionsabgaben eine solche 
Entwicklung hemmen würde, 

— ob die Besteuerung der Konzessionsabgaben bei 
Eigenversorgung (Hauptvorschlag des Arbeits- 
kreises) verfassungsrechtlich zulässig wäre und 
ob die Schlußfolgerung des Arbeitskreises rich- 
tig ist, daß eine solche Maßnahme die Konzes- 
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sionsabgaben aut ein wirtschaftlich gerechtfer- 
tigtes Niveau zurückführen würde, 

— inwieweit von einem wirtschaftlich gerechtfer- 
tigten Niveau der Konzessionsabgaben gespro- 
chen werden kann, 

— welche Bedeutung die Konzessionsabgaben als 
kommunale Eigeneinnahmen für das System der 
Gemeindefinanzen haben. 

Sollte die Prüfung aller dieser Fragen ergeben, 
daß die Konzessionsabgaben eingeschränkt oder 
aufgehoben werden sollten, wird zu erwägen sein, 
ob, inwieweit und auf welche Weise die damit für 
viele Gemeinden verbundenen Einnahmeverluste 
ausgeglichen werden müssen. 


Schiller 
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